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Es wird festgestellt, dass das Verfahren auf Anordnung der
aufschiebenden Wirkung der Klage der Antragstellerin gegen den
Bescheid vom 28.03.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
24.01.2019 erledigt ist.Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â 

Die Antragsgegnerin trÃ¤gt auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens
mit Ausnahme der auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen, die diese
Kosten selbst trÃ¤gt. 

Der Streitwert wird auf 13.210 Euro festgesetzt. 

Â 

GrÃ¼nde

Â 

I. 
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Mit Beschluss vom 18.07.2022 hat das Sozialgericht Duisburg (SG) dem Antrag der
Antragstellerin auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung ihrer Klage gegen die
Nachforderung von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen im BetriebsprÃ¼fungsbescheid
der Beklagten vom 28.03.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
24.01.2019 stattgegeben. In dem von der Antragsgegnerin eingeleiteten
Beschwerdeverfahren ist von der Beigeladenen als der zustÃ¤ndigen Einzugsstelle
erklÃ¤rt worden, dass sie die Vollstreckung bis zum Abschluss des
Hauptsacheverfahrens aussetze. Der hierauf durch die Antragstellerin erklÃ¤rten
Erledigung des Verfahrens hat sich die Antragsgegnerin nicht angeschlossen. Zur
BegrÃ¼ndung hat sie angefÃ¼hrt, ihr sei der Ablauf des Beschwerdeverfahrens
nicht nachvollziehbar. Nach dem Beschluss des SG habe die Beigeladene im August
2022 VollstreckungsmaÃ�nahmen trotz des Hinweises auf die Beschwerdeeinlegung
abgelehnt und nunmehr im Februar die Vollstreckung unter Bezugnahme auf eine
von ihr im Hauptsacheverfahren eingereichte Berechnung der BeitrÃ¤ge unter
BerÃ¼cksichtigung von MehrfachbeschÃ¤ftigungen ausgesetzt. Zur Regelung des 
Â§ 22 Sozialgesetzbuch Viertes Buch (SGB IV) sei dabei keine Stellung genommen
oder erlÃ¤utert worden, inwiefern die Einzugsstelle hier ihre gesetzliche Aufgabe
und die Gemeinsamen GrundsÃ¤tze beachte. Ihr, der Antragsgegnerin erschlieÃ�e
sich nicht, aus welchem Grund die Beigeladene die Berechnung nicht direkt nach
Erteilung des PrÃ¼fbescheides 2018 oder spÃ¤testens des Widerspruchsbescheides
2019 vorgenommen habe. Auch kÃ¶nne sie die Aussetzung der Vollstreckung auf
telefonischen Zuruf des Gerichts nicht nachvollziehen. Den Beschluss des SG halte
sie weiterhin fÃ¼r unzutreffend.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten und der Verwaltungsakten der Antragsgegnerin verwiesen

Â 

II. 

Bei gebotener Auslegung (vgl. Â§Â 123 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG) kann die
einseitige ErledigungserklÃ¤rung der Antragstellerin nicht als RÃ¼cknahme
verstanden werden (vgl. z.B. BSG Urt. v. 09.04.2019Â â�� B 1 KR 3/18 RÂ â�� juris
Rn. 14 m.w.N.), sondern richtet sich ihr Antrag (nunmehr) auf Feststellung der
Erledigung des Eilverfahrens in der Hauptsache (zur Auslegung von
Prozesshandlungen vgl. auch BSG Beschl. v. 08.09.2015Â â�� B 1 KR 134/14 BÂ â��
juris Rn. 10). Mit einer â�� wie hier â�� einseitig gebliebenen ErledigungserklÃ¤rung
nimmt die Antragstellerin von ihrem bisherigen Eilrechtsschutzbegehren Abstand.
Sie behauptet, ihr ursprÃ¼nglicher Antrag sei durch ein nachtrÃ¤glich
eingetretenes Ereignis gegenstandslos geworden, so dass nur noch Ã¼ber die
Kosten entschieden werden mÃ¼sse. 

Â 

Der Feststellungsantrag ist zulÃ¤ssig (hierzu unter 1.) und begrÃ¼ndet (hierzu
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unter 2.)

Â 

1. Die prozessuale Umstellung unterliegt nicht den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 99
Abs. 1 SGG, da es sich nicht um eine AntragsÃ¤nderung im Rechtssinn dieser
Vorschrift handelt (vgl. BSG Urt. v. 09.04.2019 â�� B 1 KR 3/18 R â�� juris Rn. 13,
19; BVerwG Urt. v. 01.09.2011Â â�� 5 C 21/10Â â�� juris Rn. 10). Die
Antragstellerin hat auch ein berechtigtes Interesse an der Feststellung des
erledigenden Ereignisses, da sie nur hiermit eine ggf. unbillige Kostenlast
vermeiden kann. So wÃ¼rde eine RÃ¼cknahme des Antrags gem. Â§ 197a Abs. 1 S.
1 SGG i.V.m. Â§ 155 Abs. 2 VwGO zwingend ihre Kostenpflicht auslÃ¶sen, wÃ¤hrend
das Gericht die Kostenentscheidung bei sonstiger Erledigung des Rechtsstreits gem.
Â§ 197a Abs. 1 S. 1 SGG i.V.m. Â§ 161 Abs. 2 VwGO nach billigem Ermessen trifft
(vgl. z.B. BSG Urt. v. 09.04.2019Â â�� B 1 KR 3/18 RÂ â�� juris Rn. 14; Beschl. v.
15.08.2012 â�� B 6 KA 97/11 B â�� juris Rn. 14; Beschl. v. 29.09.2011 â�� B 1 KR
1/11 R â�� juris Rn. 5 ff; BVerwG Beschl. v. 19.12.2013Â â�� 8 B 8/13 â�� juris Rn.
12; Urt. v. 01.09.2011Â â�� 5 C 21/10Â â�� juris Rn. 18; LSG Sachsen-Anhalt
Beschl. v. 28.06.2012Â â�� L 8 SO 30/11 B ER â�� juris Rn. 27).

Â 

2. Der Feststellungsantrag ist begrÃ¼ndet. Das Eilrechtsschutzbegehren der
Antragstellerin hat sich durch die von der beigeladenen Einzugsstelle (Â§ 28h SGB
IV) erklÃ¤rte Aussetzung der Vollstreckung bis zum Abschluss des
Hauptsacheverfahrens objektiv erledigt.

Â 

Eine Erledigung liegt vor, wenn ein nach der Antragstellung eingetretenes Ereignis
dem Antragsbegehren rechtlich oder tatsÃ¤chlich die Grundlage entzogen hat und
der Eilantrag deshalb fÃ¼r den Antragsteller gegenstandslos geworden ist. Es muss
eine Lage eingetreten sein, die eine Entscheidung Ã¼ber den Streitgegenstand
erÃ¼brigt oder ausschlieÃ�t (vgl. BSG Urt. v. 09.04.2019Â â�� B 1 KR 3/18 RÂ â��
juris Rn. 21 m.w.N.; BVerwG Beschl. vom 03.07.2006Â â�� 7 B 18/06Â â�� juris Rn.
11; Urt. v. 31.10.1990Â â�� 4 C 7/88Â â�� juris Rn. 19).

Â 

Diese Voraussetzungen liegen vor. Das auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung
der Klage gerichtete Begehren der Antragstellerin hatte (allein) zum Ziel, sich bis
zum Abschluss der Hauptsache trotz fehlender Zahlung auf die Beitragsfestsetzung
keinen VollstreckungsmaÃ�nahmen ausgesetzt zu sehen. Dem ist durch die
Aussetzungsentscheidung der Beigeladenen vollumfÃ¤nglich Rechnung getragen
worden und â�� entsprechend â�� das BedÃ¼rfnis zur FortfÃ¼hrung des gegen die
Antragsgegnerin gerichteten Verfahrens damit entfallen (vgl. auch BSG Urt. v.
17.10.2007Â â�� B 6 KA 4/07 RÂ â�� juris Rn. 20; Burkiczak in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGG, 2. Aufl. 2022, Stand: 03/2023, Â§Â 86b SGG, Rn. 155). Ob die
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Antragsgegnerin das Vorgehen der Beigeladenen bzw. den Ablauf des
Beschwerdeverfahrens dabei nachvollziehen kann, ist im Hinblick auf den Eintritt
der Erledigung ohne Relevanz.

Â 

Soweit die Antragsgegnerin (weiter) an ihrem Antrag festhÃ¤lt, den Beschluss des
SG zu Ã¤ndern und den Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der
Anfechtungsklage gegen ihren Beitragsbescheid abzulehnen, ist dieser aufgrund der
eingetretenen Erledigung prozessual Ã¼berholt. Einen anderen Antrag hat die
Antragsgegnerin nicht gestellt.

Â 

Lediglich ergÃ¤nzend wird darauf hingewiesen, dass die Antragsgegnerin im
Ã�brigen auch keinen Anspruch auf eine Sachentscheidung darÃ¼ber hÃ¤tte, ob
der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung bis zu seiner Erledigung
abzulehnen gewesen wÃ¤re. Die Ã�nderung eines Antrages in einen
Fortsetzungsfeststellungsantrag ist im Eilverfahren unzulÃ¤ssig, weil sich insoweit
der Feststellungscharakter und der VorlÃ¤ufigkeitscharakter ausschlieÃ�en. Das
Eilverfahren hat nicht den Sinn das Hauptsacheverfahren zu prÃ¤judizieren,
sondern ist auf eine Zwischenregelung bis zu dessen Abschluss gerichtet (vgl. z.B.
LSG NRW Beschl. vom 19.03.2012Â â�� L 11 KA 15/12 B ER â�� juris Rn. 19 m.w.N.;
Bayerisches LSG Beschl. v. 25.06.2018Â â�� L 8 SO 49/18 B ERÂ â�� juris Rn.
23; LSG Baden-WÃ¼rttemberg Beschl. v. 23.11.2015Â â�� L 1 AS 4375/15 ER-B â��
juris Rn. 6; LSG Sachsen-Anhalt Beschl. v. 05.09.2011Â â�� L 5 AS 332/11 B ER
Â â�� juris Rn. 23; Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13.
Auflage 2020, Â§Â 86b Rn. 7, Â§ 131 Rn. 7c; Burkiczak in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGG, 2. Aufl. 2022, Stand: 03/2023, Â§Â 86b SGG Rn. 137; HarksÂ in: Hennig,
SGG,Â Stand: 01/2020, Â§ 86b, Rn. 117).

Â 

Die Antragsgegnerin hat ohnedies ein Fortsetzungsfeststellungsinteresse nicht
einmal geltend gemacht, sondern allein ihr UnverstÃ¤ndnis Ã¼ber den Ablauf des
Beschwerdeverfahrens und die Entscheidung der Beigeladenen zum Ausdruck
gebracht. Dabei erschlieÃ�t sich ihre Kritik an deren Aussetzung der Vollstreckung
dem Senat nicht. Den Einzugsstellen obliegt â�� worauf auch die Antragsgegnerin
hinweist â�� u.a. die anteilige Beitragsberechnung nach Â§Â 22 Abs. 2 SGB IV
(vgl. Â§ 22 Abs. 4 S. 1 SGB IV; Senatsurt. v. 26.01.2022 â�� L 8 BA 51/20 â�� juris
Rn. 49). Da die Beigeladene nunmehr im Klageverfahren durch das Sozialgericht zu
Berechnungen im Rahmen des Â§ 22 Abs. 2 SGB IV herangezogen worden ist,
erscheint deren Entscheidung zweckmÃ¤Ã�ig, bis zur Beendigung der Hauptsache
Vollstreckungen zu unterlassen, die ggfs. nachtrÃ¤glich Ã¼ber eine Erstattung
korrigiert werden mÃ¼ssten (Â§ 26 SGB IV). Noch wÃ¤hrend des
Widerspruchsverfahrens hatte im Ã�brigen sogar die Antragsgegnerin selbst die
Antragstellerin darauf verwiesen, sich an die (insoweit allein) zustÃ¤ndige
Einzugsstelle zu wenden, um den Aufschub von Zahlungspflichten, â��ggfs. auch
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unter BerÃ¼cksichtigung der Regelung zur MehrfachbeschÃ¤ftigungâ��, zu
erreichen (Telefonvermerk der Antragsgegnerin vom 18.12.2018).

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 197a Abs. 1 S. 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1
VwGO. Da die Antragsgegnerin keine ErledigungserklÃ¤rung abgegeben hat,
musste im Beschwerderechtszug eine streitige Sachentscheidung Ã¼ber die
Erledigung ergehen. Die Kostenpflicht der Antragsgegnerin folgt dabei aus ihrem
Unterliegen (vgl. z.B. BVerwG Urt. v. 01.09.2011Â â�� 5 C 21/10Â â�� juris Rn. 18;
Beschl. v. 19.12.2013Â â�� 8 B 8/13Â â�� juris Rn. 6, 12). Allein im Fall des von der
Rechtsordnung erwarteten, prozessÃ¶konomischen Anschlusses der
Antragsgegnerin an die ErledigungserklÃ¤rung der Antragstellerin hÃ¤tte die (ggf.
fÃ¼r die Antragsgegnerin gÃ¼nstigere) Regelung des Â§ 197a Abs. 1 S. 1 SGG
i.V.m. Â§ 161 Abs. 2 S. 1 VwGO mit einer Entscheidung nach billigem Ermessen
unter BerÃ¼cksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes Anwendung finden
kÃ¶nnen Â (vgl. BSG Urt. v. 09.04.2019Â â�� B 1 KR 3/18 RÂ â�� juris Rn. 14;
BVerwG Beschl. v. 19.12.2013Â â�� 8 B 8/13Â â�� juris Rn. 12; Urt. v.
01.09.2011Â â�� 5 C 21/10 â�� juris Rn. 18). 

Â 

Die Entscheidung Ã¼ber den Streitwert beruht aufÂ Â§Â§Â 52,Â 47 Abs.Â 1,Â 53
Abs.Â 2 Nr. 4 Gerichtskostengesetz und berÃ¼cksichtigt, dass in Verfahren des
vorlÃ¤ufigen Rechtschutzes, die Beitragsangelegenheiten betreffen, regelmÃ¤Ã�ig
nur ein Viertel des Wertes der Hauptsache einschlieÃ�lich etwaiger
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge als Streitwert anzusetzen ist (vgl. zur Streitwertfestsetzung im
einstweiligen Rechtsschutzverfahren z.B. Senatsbeschl. v. 22.04.2020 â�� L 8 BA
266/19 B ER â�� juris Rn. 30 m.w.N.).Â  

Â 

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
anfechtbar (Â§Â 177 SGG).

Â 

Erstellt am: 12.06.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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